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Änderungsantrag 
 
 
 
 
Fraktion DIE LINKE 
 
 
Für gleichen Lohn in der Leiharbeit 
 
Antrag Fraktionen CDU und SPD - Drs. 6/69 
 
 
Der Landtag stellt fest:  
 
Unternehmen können für einen bestimmten Zeitraum im Rahmen des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes (AÜG) Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer zur Ab-
deckung kurzfristiger Auftragsspitzen einstellen. Die bisherigen Regelungen dazu 
haben die Möglichkeiten eröffnet, mit diesem Instrument prekäre Beschäftigung zu-
lasten von gesicherten Arbeitsplätzen auszuweiten. Dieser Prozess muss gestoppt 
werden.  
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
1. Die Landesregierung wird beauftragt, sich auf Bundesebene einzusetzen 

a) für die Durchsetzung des Prinzips „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“, 
 

b) für die Streichung sämtlicher Ausnahmeregelungen im Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz in Bezug auf den Gleichbehandlungsgrundsatz, insbesondere 
dafür, dass ab dem ersten Einsatztag Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer den gleichen Lohn und die gleichen Arbeitsbedingungen erhalten wie 
Festangestellte,  

 
c) für die Begrenzung der Überlassungshöchstdauer im Arbeitnehmerüberlas-

sungsgesetz auf drei Monate, 
 

d) für die zwingende Festschreibung einer Flexibilitätsprämie im Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz, 

 
e) für eine Regelung im Betriebsverfassungsgesetz, die Betriebsräten im Entleih-

betrieb ein zwingendes Mitbestimmungsrecht über den Einsatz von Leihar-
beitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern ermöglicht. 
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2. Die Landesregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für Arbeit und Soziales 
und im Ausschuss für Wissenschaft und Wirtschaft über ihre Aktivitäten zu be-
richten. 

 
 
 
Begründung 
 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer verrichten oft die gleichen Arbeiten wie 
die Stammbelegschaft, sie erhalten aber deutlich weniger Lohn als diese. Der gerin-
gere Lohn von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern stellt eine Ungleich-
behandlung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dar. 
Der Missbrauch in der Leiharbeit hat zu einer Zunahme des Niedriglohnsektors ge-
führt. Niedrige Löhne sind sowohl für die jeweiligen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer als auch volkswirtschaftlich nicht hinnehmbar. 
 
 
 
Wulf Gallert  
Fraktionsvorsitzender 
 


